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Zivis
sind nötiger denn je

Die Befürworter von neuen Hürden
für den Zivildienst warnen dramatisch
vor einer Ausblutung der Armee («Die
Volksabstimmung ‹Ja zur Änderung des
Zivildienstgesetzes› auf einen Blick»,
NZZ 21. 4. 26). Ebenso wirkt der Vor-
wurf des Freipasses für Opportunisten
oberflächlich.

Der Zivildienst rückt mit der Ab-
stimmung im Juni wieder in den poli-
tischen und öffentlichen Fokus. Be-
standesprobleme der Armee sollen mit
einer Verschärfung und einer Gewis-
sensprüfung gelöst werden. Dies ent-
behrt jeder Grundlage. Was fehlt, ist
eine faktenbezogene Analyse, wie viele
Armeeangehörige für den technologie-
bezogenen Krieg der Zukunft ab 2040
noch gebraucht werden. Auch der ge-
sellschaftspolitische Wandel der Wehr-
bereitschaft kommender Generationen
bleibt nicht berücksichtigt.

Tatsache ist, dass wir heute von
20 000 Jahrgangsmilitärdienst-Stel-
lungspflichtigen über 5000 an den
«attraktiveren» Zivildienst verlieren.
Statt darüber zu lamentieren, sollten wir
uns für einen motivierenden und sinn-
volleren Dienst für die Sicherheit unse-
rer Schweiz in der Armee einsetzen. Es
gilt, unsere Milizarmee in Synergien mit
Wirtschaft, Beruf und privaten Bedürf-
nissen zu stärken.

Die damalige Entkriminalisierung
des Zivildienstes war der richtige Weg
mit Blick auf den gesellschaftlichen
Wandel. Es ist deshalb falsch, höhere
Hürden mit der Wiedereinführung der
Gewissensprüfung zu schaffen und
unsere «Zivis» damit zu diskriminieren.

Milizarmee heisst, dass jeder seine
beruflichen und persönlichen Qualifi-
kationen in unsere Sicherheit einbringt.
Als Truppenkommandant habe ich er-
lebt, wie unmotivierte, zwangsweise
rekrutierte Soldaten, die nicht in den
Zivildienst übergeführt werden konn-
ten, in einer militärischen Einheit nur
Führungs- und Stimmungsprobleme
verursachen. Es sind meistens intelli-
gente und politerfahrene Soldaten, die
einem wenig erfahrenen Kommandan-
ten nur Probleme schaffen. Es ist eine
falsche politische Diskussion in einer
falschen, sicherheitspolitisch bedroh-
lichen Zeit!

Roger E. Schärer, Herrliberg

Menschen
mit Ecken und Kanten

Allan Guggenbühls These von der ver-
nachlässigten Imagination in der Schule
stellt den aktuellen Trend zur Relativie-
rung von Bildungsinhalten radikal in-
frage («Die Kraft der Imagination wird
vernachlässigt», NZZ 15. 4. 26). Nicht
von konkreten Inhalten losgelöste Kom-
petenzen stehen für ihn im Vordergrund,
sondern wesentliche Themen, welche
den Unterricht prägen.

Lehrerinnen und Lehrer überneh-
men die wichtige Funktion von Kultur-

vermittlern, indem sie kompetent den
Schülern ein Stück weit die Welt er-
schliessen. Erlebbare pädagogische Ge-
staltungskraft, die sich in der Erzähl-
kunst oder in wissenschaftlicher Faszi-
nation für einen Lerngegenstand zeigt,
spielt dabei eine zentrale Rolle.

Spannende geschichtliche Schilde-
rungen, ansteckende Begeisterung für
Lebewesen in geheimnisvollen Biotopen
oder die sichtbare Freude an verblüffen-
den technischen Experimenten werden
so zu Markenzeichen für Lehrerpersön-
lichkeiten. Als Schüler weiss man, dass
der «Bio-Meier» mit seiner Klasse nächt-
liche Exkursionen zu den Fröschen am
nahen Weiher machen wird.

Kinder und Jugendliche schätzen
Lehrpersonen, die ihnen durch kluge
Führung die Augen für wesentliche Zu-
sammenhänge öffnen können. Sie sind
keine farblosen Lernbegleiter, sondern
Menschen mit Ecken und Kanten, mit
denen sich die Jugendlichen auseinan-
dersetzen können. Sie arbeiten gern mit
der ganzen Klasse, sie suchen den Dia-
log mit den Schülern und sind sich ihrer
Vorbildrolle bewusst.

Guggenbühl unterstreicht zu Recht,
dass ihr gut sichtbares Engagement un-
erlässlich ist, um Jugendliche in ihrer
Entwicklung ganzheitlich zu fördern.
Die Vorstellung vom Lehrer als Über-
wacher von Lernprozessen reicht nicht
aus, um den tatsächlichen Erwartungen
der jungen Generation zu entsprechen.
Die Lehrerbildung wird über die Bücher
gehen müssen.

Hanspeter Amstutz, Fehraltorf

Schulischer
Niedergang

Jedes Pendel schlägt einmal zurück.
Reformen in übermässiger Zahl, aber
auch praxisferne Ausbildungen für an-
gehende Lehrerinnen und Lehrer einer
progressiven Bildungselite an den päd-
agogischen Hochschulen haben der
Qualität unserer Volksschule offen-
sichtlich erheblichen Schaden zugefügt
(«Eine unheilige Allianz will die Schule
retten», NZZ 22. 4. 26). Damit soll nun
endlich Schluss sein.

Zunehmend unüberhörbare Kritik
erwächst dem schulischen Niedergang
von bildungsforschender, pädagogi-
scher und kinderpsychologischer Seite.
Auch die Politik hat sich längst einge-
schaltet. Und jetzt beabsichtigt eine
neue Gruppierung namens «Wende-
punkt Bildung», das Steuer auf dem
schlingernden Schulschiff ganz herum-
zureissen. Ihr Manifest für einen «bil-
dungswirksamen Unterricht» darf mit
Spannung erwartet werden, setzt sich
die Gruppe doch aus Parteien verschie-
dener Couleur zusammen.

Zur Vollständigkeit der Meinungs-
vielfalt würde zum einen auch die Bil-
dungsdirektion beitragen; sie hält sich
allerdings bis dato bedeckt. Zum andern
wäre es dringend angezeigt, noch einer
anderen Stimme Gehör zu verschaffen –
jener der jugendlichen Schulabgänger,
die ihre eigenen Erfahrungen als Schü-
lerinnen und Schüler ehrlich und unge-
schminkt in eine damit noch breiter ge-

führte Diskussion einbringen könnten.
Aus Erfahrungen wird man bekanntlich
klug. Wer sich in bester Absicht für eine
Lösung der derzeitigen Bildungskrise
einsetzen will, sollte sich diese Erkennt-
nis auf seine eigene Fahne schreiben.

Max Knöpfel, Pfäffikon (ZH)

Präventionsrichtlinien
für Kitas

Ein Sachverhalt rund um den mut-
masslich sexuell übergriffigen Kita-
Mitarbeiter erinnert frappant an ein
Muster des (fehlenden) Umgangs mit
sexuellem Missbrauch in der römisch-
katholischen Kirche: Nach Verdachts-
meldungen und Kündigung an einer
Einrichtung findet der mutmassliche
Täter eine Anstellung an einem ande-
ren Ort («Lückenloser Schutz in Kitas
ist kaum möglich», NZZ 16. 4. 26).

Daher wäre es naheliegend, wenn
der Dachverband der Kindertagesstät-
ten Kibesuisse sich an den Präventions-
richtlinien der schweizerischen Bis-
tümer orientieren würde. Als wirkungs-
volles Instrument der Prävention (und
Intervention) hat sich die verpflichtende
Einholung von Strafregister- und Son-
derprivatauszügen des Personals erwie-
sen. Gemäss dem Artikel ist dies bereits
in vielen Kantonen gängige Praxis, je-
doch offenbar nicht in allen.

Im vorliegenden Fall hätte diese
Massnahme nicht gegriffen, da die Straf-
untersuchungen noch im Gang sind und
weder ein Urteil noch ein Berufsverbot
vorzuliegen scheinen. Dennoch handelt
es sich um eine effiziente Täterschwelle,
insbesondere bei Wiederholungstaten.
Darüber hinaus sendet die Massnahme
an alle potenziellen oder bisher nicht
aufgeflogenen Täter das Signal, dass die
Leitungen der Kitas hinschauen.

Eltern können den Kita-Leitungen
ebenfalls bei einer Kultur des Hinschau-
ens helfen und bei Kita-Besichtigungen
nach dem Schutzkonzept fragen.An den
Antworten werden sie schnell erkennen,
ob die Leitung versteht, wie sie im tur-
bulenten Betreuungsalltag Risikositua-
tionen im Sinn der Prävention der ihnen
anvertrauten Kinder gestaltet.

Michał Bursztyn, Luzern

TRIBÜNE

Liechtensteins
Medienlandschaft
Gastkommentar
von GERALD HOSP UND PATRICK BÖHLER

Die Schweizer Stimmbevölkerung hat am 8. März die SRG-Hal-
bierungsinitiative klar abgelehnt. Damit ist die Debatte um öffent-
lichrechtliche Medien aber noch lange nicht abgeschlossen. Geg-
ner der Initiative beschworen den Untergang der Demokratie,
sollte die SRG verkleinert werden. Die reine Existenz wurde so
zur Selbstrechtfertigung. Damit blieb eine wichtige Frage unbeant-
wortet:Was sollen öffentliche Medien leisten und für wen? Im Ab-
stimmungskampf wurde diese Debatte nicht geführt, sie wurde ver-
tagt. Und das Rückzugsgefecht im Lokaljournalismus geht weiter.

Ein Blick nach Liechtenstein lohnt sich: Mit einer Bevölkerung
von rund 41 000 Personen ist das Fürstentum ungefähr so gross wie
Obwalden, Nidwalden, Uri oder Glarus. In Liechtenstein ist die
lokale Ebene auch die nationale. Die Bedingungen spiegeln die
Probleme anderer kleiner Medienmärkte: schwindende Einnah-
men bei den angestammten Medien, Konkurrenz durch die gros-
sen Plattformen, Behörden füllen teilweise das Vakuum mit digi-
talem Angebot und Gemeindemagazinen. Neuen digitalen Medien
fehlt auf lokaler Ebene häufig das Geschäftsmodell.

In dieser Gemengelage hat sich das Liechtensteiner Stimmvolk
im Oktober 2024 mit 55,4 Prozent für die Aufhebung des Rund-
funkgesetzes ausgesprochen. Damit wurde das Ende des öffent-
lichrechtlichen Radio Liechtenstein besiegelt. Die Demokratie ist
nicht untergegangen, es stellen sich aber die Fragen: Gibt es eine
Lücke in der Medienlandschaft? Und wer sollte diese womöglich
schliessen? Lokalmedien sind weiterhin in bester Position, um so
nah wie möglich an den Leuten dran zu sein. Sie müssen jedoch
auch konkreten Nutzen bieten. Wenn lokale Medien durch diese
Service-Brille betrachtet werden, wird klar, welche Leistungen be-
nötigt werden. Zudem braucht es professionellen Journalismus,
um sich im Dickicht sozialer Netzwerke und künstlicher Intelli-
genz zu orientieren.

Auch in kleinen Medienmärkten sind die Ansprüche gross. Ge-
schäfts- und Fördermodelle, die für grössere Märkte entwickelt
wurden, stossen jedoch an ihre Grenzen. Wie kann nun lokaler
Journalismus gestärkt werden, ohne dass die Medienbranche einer
«neuen Landwirtschaft» gleich vom Tropf öffentlicher Gelder ab-
hängt? Eine Antwort lautet, dass es mehr Mut zum Experimen-
tieren auf lokaler und regionaler Ebene benötigt. Einheitsmodelle
für grosse und kleine Medienmärkte oder Benchmarking sind zum
Scheitern verurteilt. Für Liechtenstein hat sich die Denkfabrik Zu-
kunft.li sechzehn unterschiedliche Modelle angeschaut. Diese rei-
chen vom «Import» einer ausländischen Medienmarke bis hin zu
einem neuen Anlauf für ein öffentlichrechtliches Medium.

Die Empfehlungen sind auf den Kleinstaat zugeschnitten: So
soll das Vaduzer Medienhaus,Verlegerin des Leitmediums «Vater-
land», von einer Stiftung mit breiter gesellschaftlicher Trägerschaft
übernommen werden, um das Medium zu entpolitisieren, das noch
im Besitz einer Partei ist. Die Medienförderung soll zudem demo-
kratisiert werden: Bei diesem Modell verteilt die Bevölkerung und
nicht eine Bürokratie die Fördersumme auf die einzelnen Medien-
unternehmen. Jeder und jede wird zum Medienförderer. Der Ein-
fluss eines dominanten Mediums wird gedämpft.

Allgemeingültig ist jedoch: Gerade auf lokaler und regiona-
ler Ebene bedarf es einer Verschränkung zwischen privater Initia-
tive, wenn nötig philanthropischem Geld und auch klug eingesetz-
ten öffentlichen Mitteln. Eine Förderung über ein öffentlichrecht-
liches Medium ist dabei nur eine von vielen Varianten. Vielmehr
geht es um eine mediale Infrastruktur für alle Anbieter. Über-
legenswert ist ein regionales Informationsökosystem, bei dem pri-
vate Medien mehr zusammenarbeiten, wenn es um die technische
oder administrative Infrastruktur geht. Dadurch kann die Kosten-
basis gesenkt werden.

Medienpolitik soll und kann sich für kleine Medienmärkte nicht
auf öffentliche Medien, reine Subventionen oder die Ablehnung
jeglicher Förderung versteifen. Vielmehr gilt es, private Initiative
zu stützen und Lücken zu benennen, damit Journalismus das lie-
fert, was er sollte: konkreten Nutzen für seine Nutzerschaft.

Gerald Hosp ist Geschäftsführer der Denkwerkstatt Stiftung Zukunft.li;
Patrick Böhler ist Gründer des Medienforschungsunternehmens Gazzetta.
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Mohammed Reza Pahlevi (hier im Juni 1974 an einer Pressekonferenz in Versailles) vermied sowohl offene Feindschaft als auch ein offenes Bündnis mit Israel: AP

Der Schah
war kein Feind Israels
In Sachen Israel agierte der Herrscher vorsichtig und verfolgte doch klar Irans strategische Interessen.
Die Ideologie der Vernichtung war ihm fremd. Gastkommentar von Jan Kapusnak

Heute werden Israel und Iran oft als ewige Feinde
dargestellt.Doch dieses Bild verdeckt eine komple-
xere Geschichte. Vor der Islamischen Revolution
von 1979, welche die judenstaatfeindlichen Mul-
lahs an die Macht brachte, unterhielten die beiden
Staaten eine der bedeutendsten stillen Zweckpart-
nerschaften im Nahen Osten. Sie beruhte auf ge-
meinsamen geopolitischen Interessen, gegenseiti-
gen Ängsten vor arabischem Nationalismus und
sowjetischem Einfluss sowie auf wirtschaftlicher
und sicherheitspolitischer Zusammenarbeit.

Zur Zeit der Gründung Israels wurde Iran von
Schah Mohammed Reza Pahlevi regiert, der 1941
denThron bestieg, nachdemGrossbritannien und die
Sowjetunion seinen Vater, Reza Schah, den Grün-
der der Dynastie, zurAbdankung gezwungen hatten.
Der junge Schah stand vor einemDilemma. Israel als
jüdischer Staat und Iran als überwiegend persischer
und schiitischer Staat waren beide nichtarabische
Aussenseiter in einer Region, die von häufig feind-
seligen arabischen und mehrheitlich sunnitischen
Staaten dominiert wurde. Für Teheran war Israel da-
mit ein wertvoller sicherheitspolitischer Partner, der
arabische Aufmerksamkeit und Ressourcen band.
Eine offizielleAnerkennung Israels hätte jedoch das
Risiko mit sich gebracht, ebendiese arabische Feind-
seligkeit gegen Iran zu lenken. Der Schah verfolgte
daher einen Mittelweg und vermied sowohl offene
Feindschaft als auch ein offenes Bündnis.

Wider den Teilungsplan
Diese Spannung zeigte sich bereits 1947, als Iran
dem Uno-Sonderausschuss für Palästina beitrat.
Während die Mehrheit desAusschusses dieTeilung
in getrennte jüdische und arabische Staaten befür-
wortete, schloss sich Iran Indien und Jugoslawien
an und unterstützte stattdessen eine föderaleAlter-
native. Hinter verschlossenen Türen war Irans Ver-
treter Nasrollah Entezam – ein liberaler Diplomat –
jedoch von der jüdischenGemeinschaft in Palästina
beeindruckt und scheint derTeilung aufgeschlosse-
ner gegenübergestanden zu haben. Dennoch führ-
ten der Druck der arabischen Staaten undTeherans

Wunsch, einen Konflikt mit der Arabischen Liga
zu vermeiden, dazu, dass Iran im November 1947
gegen den Uno-Teilungsplan stimmte.

Während Israels Unabhängigkeitskrieg von 1948
bekundete Iran rhetorische «Solidarität» mit den
einmarschierenden arabischen Staaten, enthielt sich
jedoch direkter militärischer Beteiligung. Gleich-
wohl schlug sich Teheran öffentlich auf die Seite
des arabischen Lagers und stimmte 1949 gegen die
Aufnahme Israels in die Uno.

Iran wurde ein wichtigesTransitland für verfolgte
irakische Juden, was eine formellere israelische Prä-
senz in Teheran nötig machte. Zunächst betrach-
tete der Schah Israel jedoch mit Vorsicht, vor allem
wegen dessen Ambivalenz gegenüber der Sowjet-
union. Moskau, das sich erst 1946 aus Iran zurück-
gezogen hatte, versuchte im Land weiter Einfluss zu
gewinnen, indem es kommunistische Kräfte unter-
stützte.Als aber Ben-Gurion Israel dem westlichen
Lager zuführte, begannen die iranischenVorbehalte
nachzulassen. Israelische Diplomaten, gestützt auf
amerikanisches Interesse und die türkische Aner-
kennung Israels 1949, warben diskret in Teheran.
1950 gewährte Iran Israel de facto dieAnerkennung,
ohne dies offiziell bekanntzugeben. 1951 schloss
Ministerpräsident Mossadegh das iranische Konsu-
lat in Jerusalem. Die Anerkennung widerrief seine
Regierung jedoch nicht, und die wirtschaftlichen Be-
ziehungen bestanden fort. Nach Mossadeghs Sturz
von 1953 festigte der Schah seine Macht; damit ent-
standen günstigereVoraussetzungen für eine schritt-
weise Vertiefung der Beziehungen zu Israel.

Auch regionale Entwicklungen liessen Iran
und Israel enger zusammenrücken. Die ägyptische
Revolution von 1952 brachte fürTeheran und Jeru-
salemmit GamalAbdel Nasser einen gemeinsamen
Gegner hervor. Ägyptens Waffengeschäft mit der
Sowjetunion im September 1955 vertiefte die irani-
schenÄngste vor einem sowjetischenVordringen in
den Nahen Osten. Der Bagdad-Pakt von 1955 be-
ruhigte den Schah zunächst, indem er Iran in ein
prowestliches Regionalbündnis einband. Doch die
Erschütterungen des Jahres 1958 – die Gründung
der VereinigtenArabischen Republik durchÄgyp-
ten und Syrien, der Sturz der prowestlichenMonar-

chie im Irak und die Schwächung des Pakts – liessen
die iranischen Sorgen wieder aufleben.

Einen weiteren Schub erhielt die Beziehung
durch den Sinai-Feldzug von 1956. Israels militäri-
sche Leistung beeindruckte Teheran, derweil Nas-
sers Verstaatlichung des Suezkanals die Verwund-
barkeit einer der wichtigsten Schifffahrtsrouten der
Region offenlegte. Ebenso wichtig war, dass die
Wiederöffnung der Strasse von Tiran die israeli-
sche Hafenstadt Eilat zu einem tragfähigen Zugang
für die Schifffahrt im RotenMeer machte und dem
Handels- und Energieaustausch eine neue strate-
gische Dimension verlieh. Für Israel, dessen wach-
sende Wirtschaft Öl benötigte, das die arabischen
Staaten nicht liefern wollten, wurde Iran zu einem
wertvollen Partner. Für den Schah bot die Finan-
zierung der Pipeline von Eilat zur israelischen Mit-
telmeerküste eine Möglichkeit, die Abhängigkeit
vom Kanal zu verringern und zugleich einen Weg
zu europäischen Märkten zu eröffnen. Nach dem
ersten Treffen des Schahs mit einem israelischen
Ministerpräsidenten überhaupt, Levi Eschkol, im
Jahr 1958 wurde die Pipeline ausgebaut. Im Laufe
der Jahre nahm der gegenseitige Handel zu, und
die Fluggesellschaft ElAl eröffnete schliesslich eine
Direktverbindung zwischen Tel Aviv und Teheran.

Die sicherheitspolitische Zusammenarbeit
wurde zum Kernstück der Partnerschaft. Irans
Savak und Israels Mossad entwickelten enge Be-
ziehungen beimAustausch vonGeheimdienstinfor-
mationen, bei Ausbildung und technischer Unter-
stützung. Mossad-Operative hatten Zugang zu
führenden iranischen Funktionären. Israel gewann
wertvolle Erkenntnisse über arabische Armeen
und regionale Bedrohungen. Der Schah wiederum
nutzte israelische Unterstützung, um Irans Streit-
kräfte zu stärken und zu modernisieren.

Druckmittel gegen Bagdad
Die Zusammenarbeit fügte sich in Ben-Gurions
«Peripheriedoktrin» ein – ein aussenpolitisches
Konzept, das auf der Annahme beruhte, den Kreis
arabischer Feindseligkeit nicht durchbrechen zu
können. Israel suchte deshalb Bündnisse mit nicht-
arabischen Staaten an den Rändern der Region –
Iran neben der Türkei und Äthiopien – sowie mit
Minderheiten wie den Kurden und den libanesi-
schen Christen. In den sechziger Jahren leitete die-
selbe Logik auch die israelisch-iranische Unterstüt-
zung für die irakischen Kurden, insbesondere für
die BewegungMustafa Barzanis:Damit wurden ira-
kische Kräfte gebunden, die sonst den jüdischen
Staat hätten bedrohen können; für den Schah bot
sich ein Druckmittel gegen das Regime in Bagdad.

Der Schah drängte die arabischen Staaten,
Israels Existenz zu akzeptieren und das unrealis-
tische Ziel seiner Zerstörung aufzugeben. Israel
wiederum hoffte, dass die Beziehungen zu Iran
zur Normalisierung des jüdischen Staates in den
Augen der Araber beitragen könnten. Doch der
Schah lernte die Grenzen dieser Strategie 1960
kennen, als sein öffentlicher Hinweis auf Irans De-
facto-Anerkennung Israels eine wütende Reaktion
Nassers auslöste – er brach die diplomatischen Be-
ziehungen zu Teheran ab. Danach blieb die Bezie-
hung hochgradig geheim. Iranische Diplomaten in
Israel wurden offiziell als in Bern in der Schweiz
tätig geführt. Ein iranischer Funktionär beschrieb
diese Konstruktion später als «Liebesbeziehungen
ohne Trauschein».

Um seine Stellung in der islamischen Welt zu
wahren, kritisierte der Schah Israel nach dem
Krieg von 1967 öffentlich und betonte, dass Terri-
torium nicht mit Gewalt angeeignet werden dürfe.
Israel erschien Iran zunehmend weniger als diplo-
matischer Aktivposten denn als Hindernis. In den
siebziger Jahren unterstützte der Schah zudem die
PLO. Zugleich versuchte er, Irans Abhängigkeit
von Israel zu verringern und die Beziehungen zur
arabischenWelt zu verbessern.Die erneuerten Be-
ziehungen zu Ägypten unter Anwar al-Sadat, der
Schlag gegen Israels militärisches Prestige imKrieg
von 1973, die Wiederöffnung des Suezkanals und
dasAlgier-Abkommen von 1975 mit dem Irak lies-
sen Israel nunmehr weniger wichtig erscheinen.

Dennoch brach der Schah nicht mit Israel. Er
fürchtete weiter den Irak und setzte weiterhin auf
nachrichtendienstliche und militärische Zusam-
menarbeit (wie die geheime gemeinsame Ent-
wicklung ballistischer Raketen). Sadats Friede mit
Menachem Begin im Jahr 1978 bestärkte ihn in sei-
ner Auffassung, dass eine stille Zusammenarbeit
mit Israel mit besseren Beziehungen zur arabischen
Welt vereinbar sein könne.

Gleichzeitig blieb die antiisraelische Stimmung
unter Klerikern und anderen Anti-Schah-Kräften
aufgeheizt. Ayatollah Khomeiny stellte Israel als
Feind des Islam und als Beweis für Irans Fremd-
bestimmtheit dar. Am Ende konnten weder Ge-
heimhaltung noch strategisches Taktieren die Be-
ziehung retten: Die Revolution von 1979 fegte die
konstruktive Zusammenarbeit hinweg und brachte
ein Regime hervor, das die Vernichtung Israels mit
allen verfügbarenMitteln zur Staatsräson machte –
eine Politik mit Folgen, welche für die Islamische
Republik selber zumVerhängnis wird.

Jan Kapusnak lebt als freier Autor in Tel Aviv und schreibt
über den Nahen Osten, Israel sowie geopolitische Themen.

Mohammed Reza Pahlevi
drängte die arabischen
Staaten, Israels Existenz
zu akzeptieren
und das unrealistische Ziel
seiner Vernichtung
aufzugeben.


